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Datum -

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

GrÃ¼nde

I.Â Â  Â 

Die Antragstellerin begehrt die Fortzahlung der laufenden Leistungen nach dem
Dritten Kapitel des ZwÃ¶lften Sozialgesetzbuches (SGB XII) ab Juni 2019.Â 

Die Antragstellerin bezieht laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach
dem SGB XII in HÃ¶he von zuletzt 1.232,28 Euro monatlich (Bescheid vom
10.12.2018). Mit Schreiben vom 26.03.2019 teilte der Antragsgegner der
Antragstellerin mit, dass beabsichtigt sei, die Bewilligung der Hilfe zum
Lebensunterhalt zum 31.05.2019 aufzuheben. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der
Antragsgegner aus, der Antragstellerin stehe gegen die Landesjustizkasse
Rheinland-Pfalz ein Anspruch auf Auszahlung eines Betrages i. H. v. 8.670,80 Euro
zu. Hintergrund dieses Anspruchs ist die Aufhebung des PfÃ¤ndungs- und
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Ã�berweisungsbeschlusses vom 18.03.2019, durch den der gepfÃ¤ndete Betrag von
insgesamt 8.670,80 Euro, der sich aus Ã�bererlÃ¶sen im Rahmen von
Zwangsversteigerungen des Amtsgerichts Westerburg fÃ¼r die Antragstellerin
ergab und an die Landesjustizkasse Rheinland-Pfalz ausgezahlt wurde. Die
Auszahlung dieser Summe an die Antragstellerin hÃ¤nge lediglich von der bisher
fehlenden Mitteilung der Bankverbindung der Antragstellerin ab. Nachdem die
Antragstellerin auf das Schreiben nicht reagierte, teilte der Antragsgegner mit
Schreiben vom 23.04.2019 erneut die Absicht der Aufhebung der laufenden
Leistungen nach dem SGB XII mit der Bitte um Ã�uÃ�erung zum 20.05.2019. Auch
dieses Schreiben blieb unbeantwortet.Â 

Am 29.04.2019 hat die Antragstellerin einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung gestellt. Sie ist der Ansicht, die ihr zustehende Summe sei vorrangig
fÃ¼r den Kindesunterhalt ihres Sohnes zu verwenden, dessen AnsprÃ¼che sie auf
Nachfrage des Gerichts aber nicht nÃ¤her konkretisiert.Â 

Die Antragstellerin beantragt (sinngemÃ¤Ã�),
den Antragsgegner vorlÃ¤ufig zu verpflichten, ihr Leistungen nach dem Dritten
Kapitel des SGB XII Ã¼ber den 31.05.2019 hinaus weiter zu bewilligen.

Der Antragsgegner beantragt,
den Antrag abzulehnen.

Er ist der Ansicht, fÃ¼r den Monat Mai 2019, fÃ¼r den laufende Leistungen
gewÃ¤hrt wurden, lÃ¤ge keine EilbedÃ¼rftigkeit vor; ab Juni 2019 kÃ¶nne die
Antragstellerin ihre BedÃ¼rftigkeit zudem durch Auszahlung des ihr zustehenden
Betrages durch Angabe ihrer Kontodaten an die Landesjustizkasse Rheinland-Pfalz
abwenden. Â Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte Bezug genommen.

II.Â Â  Â 

Es kann dahinstehen, ob der Antrag bereits mangels RechtsschutzbedÃ¼rfnisses
unzulÃ¤ssig ist, denn er ist jedenfalls unbegrÃ¼ndet.

Nach Â§ 86 b Abs. 2 S. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) kann das Gericht auf
Antrag eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen,
wenn die Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden
Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt oder
wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte (Sicherungsanordnung). Einstweilige
Anordnungen sind nach Satz 2 dieser Bestimmung auch zur Regelung eines
vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig,
wenn eine solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint
(Regelungsanordnung). Bildet ein Leistungsbegehren des Antragstellers den
Hintergrund fÃ¼r den begehrten einstweiligen Rechtsschutz, ist dieser
grundsÃ¤tzlich im Wege der Regelungsanordnung gemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2
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SGG zu gewÃ¤hren. Danach muss die einstweilige Anordnung erforderlich sein, um
einen wesentlichen Nachteil fÃ¼r den Antragsteller abzuwenden. Ein solcher
Nachteil ist nur anzunehmen, wenn einerseits dem Antragsteller gegenÃ¼ber dem
Antragsgegner ein materiell-rechtlicher Leistungsanspruch in der Hauptsache
zusteht (Anordnungsanspruch) und es ihm andererseits nicht zuzumuten ist, die
Entscheidung Ã¼ber den Anspruch in der Hauptsache abzuwarten
(Anordnungsgrund). Das Abwarten einer Entscheidung in der Hauptsache darf nicht
mit wesentlichen Nachteilen verbunden sein. Es muss daher eine dringliche Notlage
vorliegen, die eine sofortige Entscheidung erfordert (HessLSG, Beschluss vom
18.06.2008, Az.: L 6 AS 41/08 B ER m.w.N.). Eine solche Notlage ist vor allem bei
einer GefÃ¤hrdung der Existenz oder erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen zu
bejahen (Keller in: Meyer-Ladewig, SGG, Â§ 86 b, Rn. 28). Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund stehen dabei in einer Wechselbeziehung zueinander, nach der die
Anforderungen an den Anordnungsanspruch mit zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit
bzw. Schwere des drohenden Nachteils zu verringern sind und umgekehrt.
Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund bilden aufgrund ihres funktionalen
Zusammenhangs ein bewegliches System (HessLSG, a. a. O.). WÃ¤re eine Klage in
der Hauptsache offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet, so ist der Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund
grundsÃ¤tzlich abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden ist.
WÃ¤re eine Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, so
vermindern sich die Anforderungen an den Anordnungsgrund, auch wenn in diesem
Fall nicht gÃ¤nzlich auf einen Anordnungsgrund verzichtet werden kann (HessLSG,
a. a. O.). Bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfahrens, wenn etwa eine
vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich
ist, ist im Wege einer FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden. Soweit existenzsichernde
Leistungen im Streit stehen und schwere und unzumutbare, anders nicht
abwendbare BeeintrÃ¤chtigungen entstehen kÃ¶nnen, die durch das
Hauptsacheverfahren nicht beseitigt werden kÃ¶nnen, darf die Sach- und
Rechtslage nicht nur summarisch, sondern muss abschlieÃ�end geprÃ¼ft werden.
Ist dem Gericht in derartigen FÃ¤llen eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- und
Rechtslage im Eilverfahren nicht mÃ¶glich, so ist ebenfalls anhand einer
FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden, wobei allerdings die grundrechtlichen Belange
des Antragstellers umfassend in die AbwÃ¤gung einzustellen sind (BVerfG,
Beschluss vom 12.05.2005, NVwZ 2005, 927-929).

Gemessen an diesen Anforderungen konnte der vorliegende Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung keinen Erfolg haben, da die Sache ersichtlich nicht
eilbedÃ¼rftig ist. Es fehlt an einem Anordnungsgrund.Â 

Der Antragsgegner hat der Antragstellerin, ausweislich des vorgelegten Ausdruckes
aus dem Computerprogramm PROSOZ des Sozialamtes vom 06.05.2019,
Leistungen nach dem Dritten Kapitel des SGB XII fÃ¼r den Monat Mai 2019 in
HÃ¶he von 1.232,28 Euro ausgezahlt. Eine Notlage fÃ¼r den Monat Mai 2019 ergibt
sich daher nicht. Durch die beiden AnhÃ¶rungsschreiben vom 26.03.2019 und vom
23.04.2019 sind die laufenden Leistungen vom Antragsgegner auch nicht
aufgehoben worden. Durch die bloÃ�e Absicht der Aufhebung der Leistungen durch
den Antragsgegner ergibt sich noch kein Nachteil fÃ¼r die Antragstellerin.
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DarÃ¼ber hinaus hÃ¤ngt es alleine von der Antragstellerin ab, ihre
mÃ¶glicherweise ab Juni 2019 vorliegende Notlage durch Angabe ihrer Kontodaten
an die Landesjustizkasse Rheinland-Pfalz und Veranlassung einer Auszahlung in
HÃ¶he von 8.670,80 Euro abzuwenden. Das Gericht sieht daher keine dringliche
Notlage mehr gegeben, so dass es der Antragstellerin nunmehr mÃ¶glich sein
sollte, ein mÃ¶gliches Hauptsacheverfahren abzuwarten.

Nach alledem war der Antrag auf GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes
abzulehnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 193
SGG.

Erstellt am: 19.01.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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